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Der Strukturwandel zu den Dienstleistungen und Perspektiven 
der Beschäftigungsstruktur 

Hans-Jürgen Krupp*) 

In den letzten Jahrzehnten ist es zu wesentlichen Beschäftigungszunahmen bei den Dienstleistungen 
gekommen. Leider erlauben die verfügbaren Statistiken kein eindeutiges Bild, insbesondere, was den 
internationalen Vergleich anbetrifft. Alle verfügbaren Indikatoren zeigen jedoch, daß die Dienstleistungen 
in der Bundesrepublik Deutschland schwächer entwickelt sind als in vergleichbaren Industrieländern, 
insbesondere aber als in den Vereinigten Staaten. Dies gilt sowohl für die sektorale als auch für die 
funktionale Betrachtung. Die starke Außenorientierung der Bundesrepublik Deutschland wird auch in 
Zukunft dazu führen, daß der Dienstleistungssektor hier kleiner ist als zum Beispiel in den Vereinigten 
Staaten. Dessen ungeachtet liegen aber auch für die Bundesrepublik Deutschland noch erhebliche 
Beschäftigungspotentiale in einer Ausweitung des Dienstleistungssektors. Dies gilt insbesondere für 
produktionsorientierte Dienstleistungen und für Dienstleistungen im Humanbereich, zum Beispiel auf 
dem Gebiet Gesundheit, Sozialpflege, Bildung und Weiterbildung. 
Der Rückstand in der Entwicklung der Dienstleistungen in der Bundesrepublik Deutschland kann 
teilweise dadurch erklärt werden, daß die hier zur Diskussion stehenden Dienste traditionell staatlich 
organisiert sind. Die Diskussion um die Größe des Staatsanteils, die Abgrenzung privater und öffentlicher 
Dienstleistungen und die Einkommenssituation der im öffentlichen Bereich tätigen Akademiker ist nicht 
vorangekommen. Sie wird überschattet von einer Privatisierungsdiskussion, die den Staatsanteil reduzie-
ren will, ohne zur Kenntnis zu nehmen, daß eine Ausweitung des Dienstleistungsanteils ohne Vergröße-
rung des Staatsanteils schon eine beachtliche Leistung wäre. Bei der Abgrenzung zwischen öffentlichen 
und privaten Dienstleistungen sind auch neue Organisationsformen zu diskutieren. Angesichts der 
Beschäftigungspotentiale, die schon mit kleineren Veränderungen der Akademikereinkommen verbunden 
sein können, ist auch eine Diskussion überholter Einkommensprivilegien der Akademiker im öffentlichen 
Bereich notwendig. Zugeständnisse an dieser Stelle dürfen freilich nicht zu zusätzlichen Sparmaßnahmen 
der öffentlichen Hände mißbraucht werden. 

1. Gibt es in der Bundesrepublik Deutschland einen 
Rückstand im Strukturwandel zu den Dienstleistungen? 
Es bedarf kaum besonderer Erläuterung, daß sich der 
Arbeitskräftebedarf in den Dienstleistungsbereichen von 
dem in traditionellen industriellen Sektoren unterscheidet. 
Insofern ist die Frage, wie die Perspektiven für die Entwick-
lung des Dienstleistungssektors in der Bundesrepublik 
Deutschland aussehen, zugleich eine Frage nach der zukünf-
tigen Beschäftigungsstruktur. 
Über Entwicklung und Perspektiven des Dienstleistungs-
sektors in der Bundesrepublik Deutschland besteht nach wie 
vor hohe Unsicherheit. Die Statistik erfaßt Dienstleistungen 
ohnehin noch nicht in der Differenziertheit und Tiefe, die es 
erlauben würde, das Entstehen neuer Dienstleistungen nach-
zuzeichnen. Eine Beurteilung der Frage, ob die Entwicklung 
zu den Dienstleistungen in ausreichendem Maße vorange-
kommen ist, ist am ehesten auf der Basis internationaler 
Vergleiche möglich, die wiederum zahlreiche Schwierigkei-
ten mit sich bringen. Einmal ist die sektorale Definition 
häufig sehr unterschiedlich, zum anderen sind Dienstlei-
stungsfunktionen institutionell in ganz unterschiedlichem 
Maße aus dem Industriesektor ausgegliedert worden. Ein 
und dieselbe Funktion erscheint einmal als Bestandteil des 
Industriesektors, wenn sie in einem Industrieunternehmen 
wahrgenommen wird, und das andere Mal als Tätigkeit im 

*) Prof. Dr. Hans-Jürgen Krupp ist Präsident des Deutschen Instituts für 
Wirtschaftsforschung, Berlin. Der Beitrag liegt in der alleinigen Verant-
wortung des Autors. Er dankt Dietmar Edler und Dr. Dieter Vesper für 
Unterstützung, Anregung und kritische Kommentare. 

1) Franzmeyer, F., Zum Wandel der volkswirtschaftlichen Produktionsstruktur 
im internationalen Vergleich, in: Wochenbericht des DIW, Nr. 6/83, S. 69 ff; 
Wegner, M., Erklärungen für das Arbeitsplatzwunder in den USA und für die 
stagnierende Beschäftigung in der EG, in: Ifo-Studien 1983/2, S. 101 ff. 

Dienstleistungssektor, wenn sie von einem selbständigen 
Dienstleistungsunternehmen an das Industrieunternehmen 
verkauft wird. Insofern ist im internationalen Vergleich eine 
funktioneile Abgrenzung, die an Berufen oder Tätigkeiten 
anknüpft, der sektoralen überlegen. Freilich darf man auch 
hier die Schwierigkeiten in der Vergleichbarkeit von Berufs-
qualifikationen nicht unterschätzen. 
Jeder Versuch, die Entwicklung zu den Dienstleistungen im 
internationalen Vergleich statistisch zu erfassen und die 
Frage eines Rückstands zu diskutieren, ist daher mit zahlrei-
chen Unsicherheiten behaftet. Es ist daher sinnvoll, bei der 
Diskussion eines eventuellen Rückstands mit unterschiedli-
chen Ansätzen zu arbeiten und sich erst auf der Grundlage 
sehr unterschiedlicher Informationen ein Bild zu machen. 
Vergleicht man Größe und Entwicklung des Dienstlei-
stungssektors in sektoraler Abgrenzung für wichtige Indu-
strieländer, ergibt sich ein relativ eindeutiges Bild. Die Bun-
desrepublik Deutschland erweist sich als ein Land, bei dem 
in bezug auf die Größe des Dienstleistungssektors ein erheb-
licher Rückstand besteht, und dies obwohl auch in der 
Bundesrepublik Deutschland die Dienstleistungen erheblich 
ausgeweitet worden sind1). 

Schaubild l macht aber den Rückstand deutlich, der sich in 
sektoraler Betrachtung für das Jahr 1980 ergibt. Tabellen l 
und 2 erlauben eine sehr viel differenziertere Betrachtung. 
Es zeigt sich insbesondere, daß Länder, die über einen 
großen Dienstleistungssektor verfügen, diesen auch schon 
vor zehn Jahren hatten. Man kann diesen Tatbestand freilich 
auch anders interpretieren. Ein gegebener Rückstand ist 
nicht aufgeholt worden. Große Unterschiede ergeben sich 
vor allem bei den sozialen Diensten und bei den kommer-
ziellen Dienstleistungen. 
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Auch in der Bundesrepublik Deutschland fallen funktionale 
und sektorale Gliederung auseinander2). Schaubild 2 zeigt 
die Entwicklung der Dienste in der Gesamtwirtschaft. In 
den letzten fünfzehn Jahren verläuft die Entwicklung von 
Dienstleistungsfunktionen mehr oder weniger parallel zum 
tertiären Sektor, genauso wie die Entwicklung von Fer-
tigungsfunktionen mehr oder weniger parallel zum sekundä-
ren Sektor verläuft. Zumindest in bezug auf die Entwicklung 
fallen also funktionale und sektorale Gliederung nicht so 
weit auseinander. 
Das starke Ansteigen der Fertigungsdienstleistungen auch in 
den Fertigungssektoren zeigt Tabelle 3. Im verarbeitenden 
Gewerbe nimmt von 1961 bis 1982 der Anteil der Fer- 

2) Bade, F.-J., Produktionsorientierte Dienste – Gewinner im wirtschaftlichen 
Strukturwandel, in: Wochenbericht des DIW, Nr. 16/85, S. 202 ff. 

3) Brascbe, U., M. Teschner, D. Vesper, Sind die Unterschiede der Beschäfti-
gungsentwicklung in den USA und der Bundesrepublik Deutschland in 
der   Reallohnentwicklung   begründet?   in:   Wochenbericht   des   DIW, 
Nr. 33/84, S. 405 ff. 

tigungsfunktionen um 10 Prozentpunkte ab, während im 
gleichen Zeitraum der Anteil der verschiedenen Dienstlei-
stungsfunktionen um 12 Prozentpunkte zunimmt. 

Der funktionale Vergleich ist international besonders 
schwierig, da die ohnehin wenigen hierfür verfügbaren Stati-
stiken nicht entsprechend ausgewertet sind. Tabelle 4 stellt 
einen Versuch dar, Entwicklung und Stand von wichtigen 
Fertigungs- und Dienstleistungsfunktionen im Vergleich der 
USA und der Bundesrepublik Deutschland darzustellen3). 
Ausgangspunkt ist hier eine Klassifizierung der Erwerbstäti-
gen nach Berufen. Schaubild 3 zeigt Fertigungs- und Dienst-
leistungsfunktionen noch einmal zusammengefaßt. Zwei 
Ergebnisse sind in diesem Zusammenhang festzuhalten. Ein 
Bild, das die USA mit einem gewissen Vorsprung in der 
Entwicklung des Dienstleistungssektors sieht, der dann ein-
geebnet wird, entspricht nicht dem hier ausgewiesenen Tat-
bestand. Faßt man alle Dienstleistungsfunktionen zusam-
men, beträgt der Abstand zwischen den USA und der 
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Bundesrepublik Deutschland etwa 15 Prozent der Erwerbs-
tätigen. Dieser Abstand hat sich in dem betrachteten Zeit-
raum kaum verändert. 
Betrachtet man die einzelnen in Tabelle 4 ausgewiesenen 
Berufe, sieht man, daß es bestimmte Schwerpunktbereiche 
sind, in denen die Beschäftigung in den USA ausgeweitet 
worden ist. Der Tabelle kann man auch entnehmen, daß sich 
im zeitlichen Vergleich durchaus unterschiedliche struktu-
relle Entwicklungen in der Bundesrepublik und in den USA 
ergeben haben. In vielen Berufen war die Ausweitung in den 
USA sehr viel deutlicher als in der Bundesrepublik Deutsch-
land. 
Die Struktur des Beschäftigungswachstums in den USA 
wird besonders klar, wenn man einmal die zehn Wirtschafts- 

4) Bednarzik, R. W., J. E. Sabelhaus, Job Creation and losses in the US, 1973-
1984: Low or High Wage Industries, Paper prepared for the OECD 
Manpower and Social Affairs Commity, December 12-14, 1984. 

bereiche mit den kräftigsten Beschäftigungszunahmen dar-
stellt4). In Tabelle 5 findet sich eine entsprechende Zusam-
menstellung. Es waren im wesentlichen die Dienstleistun-
gen, die das Beschäftigungswachstum in den USA getragen 
haben. Unter den zehn Wirtschaftsbereichen mit den höch-
sten Beschäftigungszunahmen befindet sich nur einer, der 
gewerblicher Natur ist, der aber zu einem wesentlichen Teil 
auch aus Dienstleistungen besteht, nämlich das Baunebenge-
werbe. Deutlich wird aus dieser Tabelle auch, daß die in der 
Bundesrepublik weit verbreitete These, daß es im wesentli-
chen der Ausbau niederwertiger Beschäftigungsfunktionen 
im Gaststättengewerbe – McDonald's dient hier häufig als 
Stichwort – gewesen sei, einer empirischen Überprüfung 
nicht standhält. Die Ausweitung des Bereichs Essen und 
Trinken spielt eine wichtige Rolle, stellt aber nur einen 
kleinen Teil des gesamten Beschäftigungszuwachses dar, 
und auch hierbei sind nicht nur niederwertige Beschäfti-
gungsfunktionen ausgeweitet worden. 
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Nach den bisher vorgelegten Ergebnissen ist es denkbar, daß 
der statistisch ausgewiesene Rückstand im Bereich produk-
tionsorientierter Dienste partiell eine Abgrenzungsfrage dar-
stellt. Allerdings ist es angesichts des so deutlichen Bildes im 
Vergleich zu den drei anderen betrachteten Industrieländern 
wenig wahrscheinlich, daß es sich hierbei nur um eine 
Abgrenzungsfrage handelt. 

Dies zeigt auch der internationale Dienstleistungshandel. 
Betrachtet man hier die Marktanteile bei den „anderen priva-
ten Dienstleistungen“, die je nach Abgrenzung für etwa 30 
Prozent des Dienstleistungshandels der Industrieländer ste-
hen, zeigt sich ein sehr gravierender Unterschied zwischen 
den Vereinigten Staaten und der Bundesrepublik Deutsch-
land6). Das Einnahmen-Ausgaben-Verhältnis hat sich in den 
Vereinigten Staaten in den siebziger Jahren zwar von 350 auf 

6) Petersen, H.J., u. a., Der internationale Handel mit Dienstleistungen aus der 
Sicht der Bundesrepublik Deutschland – Entwicklung, Handel, Politik, in: 
DIW-Beiträge zur Strukturforschung, Heft 78, Berlin 1984. 

280 Prozent vermindert. Die Unterdeckung in der Bundes-
republik Deutschland hat sich von rund 51 auf rund 87 
Prozent verbessert. Der Unterschied zwischen den Verei-
nigten Staaten und der Bundesrepublik Deutschland ist aber 
gravierend. Die Bundesrepublik Deutschland tätigt hier 
deutlich mehr Ausgaben, als sie Einnahmen erzielt, während 
es bei den USA nach wie vor so ist, daß sie knapp das 
Dreifache ihrer Ausgaben auf diesem Gebiet als Einnahmen 
erzielt. Tabelle 7 stellt die Situation der wichtigsten westli-
chen Industrieländer dar. Interessant ist übrigens, daß auch 
Japan eine derartige Unterdeckung aufweist. 

Der deutliche Rückstand im „Humanbereich“ läßt sich 
sicher nicht mit Abgrenzungsproblemen erklären. Nach den 
Schätzungen von Martin Rein sind hier in Schweden 25 
Prozent, in den USA 17 Prozent, in Großbritannien 15 
Prozent und in der Bundesrepublik Deutschland 10 Prozent 
beschäftigt. Hierbei ist zu berücksichtigen, daß in den USA 
und Schweden die Erwerbsquote der Frauen deutlich höher 
ist als bei uns, so daß auf den Kopf bezogen die Diskrepanz 
noch größer wird. 
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Freilich muß man berücksichtigen, daß das Ausmaß der 
Teilzeitarbeit sowohl in den USA wie in Schweden merklich 
größer ist als bei uns. Umgerechnet in Vollarbeitsplätze 
könnte es also sein, daß die Differenz etwas geringer aus-
fällt. Auch der geringere Anteil von Teilzeitarbeit ist freilich 
ein Problem, das ernstgenommen werden muß. An dieser 
Stelle soll die Darstellung des empirischen Materials 
abgebrochen werden. Deutlich wird, daß es heute nicht 

möglich ist, ein eindeutiges, widerspruchsfreies Bild der 
Entwicklung zu zeichnen. Deutlich wird aber auch, daß alle 
hier vorgelegten Informationen einen merklichen Rückstand 
der Dienstleistungsentwicklung in der Bundesrepublik 
Deutschland ausweisen. Die Feinheiten der Problematik von 
funktionaler und sektoraler Abgrenzung und statistischer 
Sonderprobleme spielen in diesem Zusammenhang offen-
sichtlich keine ausschlaggebende Rolle. 
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Nun muß man sich davor hüten, einen derart ausgewiesenen 
Rückstand in dem Sinne zu werten, daß man die internatio-
nale Entwicklung als normatives Muster vorgibt und es zum 
Ziel der Wirtschaftspolitik macht, diesen Rückstand aufzu-
holen. Nach wie vor ist es eine Diskussion wert, ob man sich 
zum Beispiel die amerikanische Entwicklung als möglich 
oder wünschenswert für die Bundesrepublik Deutschland 
vorstellen kann. 

Die Antwort hierauf ist nicht einfach zu geben. Zunächst ist 
festzuhalten, daß es sich bei den Vereinigten Staaten um 
einen sehr viel größeren Wirtschaftsraum handelt, der schon 
von dieser Seite her eine geringere Außenorientierung auf-
weist. Je höher die Binnenorientierung, desto größer aber 
auch der Dienstleistungssektor. Betrachtet man zum Bei-
spiel den Urlaubsbereich, kann gar kein Zweifel daran beste-
hen, daß ein Land wie die Vereinigten Staaten in sehr viel 
höherem Maße in der Lage ist, seinen Bürgern ein angemes-
senes Urlaubsangebot im Lande zu machen, als dies die 
Bundesrepublik Deutschland mit ihren klimatischen Bedin-
gungen kann. Der Urlaub im Ausland spielt eben bei uns 
eine ganz andere Rolle, als dies in den Vereinigten Staaten 
der Fall ist. Ähnliches gilt für die Rohstoffsituation der 
Bundesrepublik Deutschland. Wir sind in sehr hohem Maße 
auf die Einfuhr von Rohstoffen angewiesen. Die dafür erfor-
derlichen Devisen müssen wir auf den Weltmärkten verdie-
nen. Dies können wir mit Industrieprodukten besser als mit 
Dienstleistungen. Allerdings sollte man auch in diesem 
Zusammenhang nicht übersehen, daß der Wettbewerb auf 
dem Markt für Industrieprodukte, insbesondere klassische 
Industrieprodukte, sehr viel härter wird. Insofern ist die 
Betätigung auf den internationalen Dienstleistungsmärkten 
auch für die Bundesrepublik Deutschland eine interessante 
Option. Insgesamt wird man aber auch auf Dauer damit 
rechnen müssen, daß die Bundesrepublik Deutschland einen 
größeren industriellen Sektor hat, als dies in den Vereinigten 
Staaten der Fall ist. 
Bewertet man also den sich statistisch ergebenden Rück-
stand, kommt man zu dem Schluß, daß nur ein Teil dieses 
Rückstandes ein Potential für zusätzliche Beschäftigung aus-
weist. Dies heißt nicht, daß das sich im internationalen 
Vergleich abzeichnende Beschäftigungspotential unerheb-
lich wäre. Insbesondere der „Humanbereich“ im weitesten 
Sinne zeigt sich neben den produktionsorientierten Dienst-
leistungen als der Bereich, in dem auch in der Bundesrepu-
blik Deutschland zusätzliche Beschäftigung möglich sein 
müßte. Von der sozialen Wirklichkeit der hier zur Diskus-
sion stehenden Aufgabenfelder her kann man ja wohl kaum 
argumentieren, daß zusätzliche Beschäftigung in diesen 
Bereichen nicht wünschenswert sei. Gerade im Vergleich 
mit den Vereinigten Staaten stellt sich doch die Frage, wie es 
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um das Selbstverständnis der Bundesrepublik Deutschland 
als Sozialstaat gestellt ist, wenn inzwischen selbst in den 
Vereinigten Staaten relativ sehr viel mehr Menschen in den 
sozialen Aufgabenfeldern arbeiten, als dies in der Bundesre-
publik Deutschland der Fall ist. 

2. Kann die Entwicklung zum Dienstleistungssektor 
beschleunigt werden? 
Eine Antwort auf die Frage, inwieweit der sich ergebende 
Rückstand im Strukturwandel zu den Dienstleistungen in 
der Bundesrepublik Deutschland aufgeholt werden kann, ist 
nicht einfach zu geben. Da Strukturwandel im Normalfall in 
einer Marktwirtschaft Angelegenheit der Unternehmer ist, 
ist zunächst abzuschätzen, inwieweit unternehmerische 
Aktivitäten dazu beitragen können, die beobachtete Lücke 
zu schließen. Erst dann ist zu fragen, inwieweit die Wirt-
schaftspolitik helfend eingreifen kann. Dies gilt insbeson-
dere für jene Bereiche, in denen der Staat tätig ist und 
insofern die Entwicklung aktiv mitbestimmt. 

7) Neckermann, G., Nutzung externer Datenbanken durch Industrieunternehmen, 
in: Wochenbericht des DIW, Nr. 46/85, S. 528 ff. 

Es spricht vieles dafür, die hier gestellten Fragen für die 
produktionsorientierten Dienstleistungen und für die 
Dienstleistungen im „Humanbereich“ getrennt zu disku-
tieren. 
Die Verantwortung für die Entwicklung produktionsorien-
tierter Dienste liegt überwiegend bei den privaten Unterneh-
men. Schaubild 2 zeigt ebenso wie Tabelle 3, daß es auch in 
der Bundesrepublik Deutschland eine wesentliche Zunahme 
von Dienstleistungsfunktionen gegeben hat, die sich in der 
sektoralen Abgrenzung nur teilweise niederschlägt. Eine 
grobe Abschätzung ergibt, daß dessen ungeachtet nach wie 
vor ein erheblicher Rückstand vorhanden ist, der im übrigen 
auch an Beispielen festgemacht werden kann. So ist das 
Bereitstellen und Vermarkten von Informationen in der 
Bundesrepublik Deutschland zurückgeblieben7). Dies zeigt 
sich im übrigen auch am Vordringen amerikanischer Unter-
nehmen auf diesen Märkten. Auf dem Markt der Wirt-
schaftsinformationen haben amerikanische Anbieter heute 
eine dominierende Position. Ähnliche Beobachtungen kann 
man auch auf dem Felde des Consultings machen. Bei der 
Diskussion von Tabelle 7 wurde darauf verwiesen, daß 
derartige Dienstleistungen heute auch im internationalen 
Handel eine wesentliche Rolle spielen, insofern also auch 
gute Exportchancen bieten. 
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Zu den Schwierigkeiten der Entwicklung produktionsorien-
tierter Dienste zählt der schon eben dargestellte Tatbestand, 
daß, soweit neue produktionsorientierte Dienstleistungen 
entstanden sind, dies in großem Umfang in den produzie-
renden Unternehmen mit einer Begrenzung auf die Aufga-
ben im eigenen Unternehmen geschehen ist. Ausgliederun-
gen, wie sie insbesondere aus den Vereinigten Staaten 
berichtet werden, hat es bisher in der Bundesrepublik 
Deutschland relativ selten gegeben. Anstöße blieben aus, so 
daß sich ein leistungsfähiger und expandierender Dienstlei-
stungsmarkt nicht entwickelt hat, auf den Unternehmen 
zurückgreifen könnten, wenn sie vor der Frage stehen, ob 
sie eine Dienstleistung selber produzieren oder am Markt 
beziehen. Solange freilich Unternehmer sich dann immer 
wieder – in einer gewissen „Do-it-yourself“-Mentalität ver-
haftet – für die Eigenproduktion entscheiden, ist es auch für 
junge Unternehmer nicht attraktiv, sich auf einen derartigen 
Markt zu begeben. Solange die einen über das mangelnde 
Angebot und die anderen über die mangelnde Nachfrage 
klagen, sind zwar theoretisch alle Voraussetzungen für die 
Entwicklung eines Marktes gegeben, praktisch kann der 
Weg dorthin sehr lang sein. Damit wird zugleich auf die 
Vorteile der Spezialisierung verzichtet. Bei der Komplexität 
moderner produktionsorientierter Dienstleistungen ist ein 
höheres Maß an Arbeitsteilung zugleich ein Beitrag zur 
Erhöhung der Effizienz auf diesem Gebiet. 
Die hier liegenden Probleme sind nicht ausreichend unter-
sucht, als daß man sich schon ein abschließendes Urteil 
bilden könnte. Es spricht einiges für die Vermutung, daß die 
Bedeutung produktionsorientierter Dienstleistungen auch 
für die weitere Entwicklung des industriellen Sektors bei 
einem Teil der deutschen Unternehmer noch nicht erkannt 
worden ist. Wahrscheinlich ist auch noch nicht klar gewor-
den, daß es sich hierbei um Dienstleistungen handelt, die in 
der benötigten Qualität kostengünstig nur arbeitsteilig 
erstellt werden können, so daß der Zugriff auf einen eigen-
ständigen Dienstleistungsmarkt auf mittlere Sicht auch eine 
Kostenfrage ist. Gerade bei einem Land wie der Bundesre-
publik Deutschland, das so stark darauf angewiesen ist, sich 
auf den Weltmärkten zu behaupten, wird ein Lernprozeß 
nicht ausbleiben, der den deutschen Unternehmen die Not-
wendigkeit einer Entwicklung eines derartigen Marktes 
deutlich macht. Insofern ist es wohl eher eine Frage der Zeit, 
die ins Land geht, bis auch die Bundesrepublik Deutschland 
auf diesen Märkten auftritt. 
Positiv dürften sich an dieser Stelle auch die zunehmenden 
Beschäftigungsschwierigkeiten junger Akademiker auswir-
ken, für die der Weg in die Selbständigkeit oft eine der 
wenigen Perspektiven darstellt. Soweit ihre Ausbildung sie 
mit den neuesten Ansätzen vertraut gemacht hat, sind sie 
auch in der Lage, ein innovatives Dienstleistungsangebot zu 
erbringen, mit dem sie sich einen Markt erschließen. Es wäre 
sicher ein Fehler, die hier liegenden Entwicklungschancen 
zu unterschätzen, auch wenn individuell viele der Träume 
von neuer Selbständigkeit nicht in Erfüllung gehen werden. 
Über die Möglichkeiten des Staates, durch Industriepolitik 
fördernd einzugreifen, wird kontrovers diskutiert. Es 

8) Monopolkommission, Die Rolle der Deutschen Bundespost im Fernmelde-
wesen,   Sondergutachten   der   Monopolkommission,   Band 9,   Baden- 
Baden 1981; Müller, J., Möglichkeiten für Entregulierung im Telekom-
munikationsbereich, in: Beihefte der Konjunkturpolitik, Deregulierung 
als   ordnungs-   und   prozeßpolitische   Aufgabe,   Heft 32,   Berlin 1986, 
S. 133 ff. 

9) v. Rothkirch, C., L Weidig, u. a. (PROGNOS AG), Die Zukunft der 
Arbeitslandschaft,   Beiträge   zur   Arbeitsmarkt-   und   Berufsforschung, 
Bd. 94, Nürnberg 1985. 

spricht vieles für die These, daß auch unter Ansehung der 
mit derartigen Maßnahmen verbundenen Risiken gewisse 
Förderungsmaßnahmen des Staates zur Erschließung neuer 
Wachstumsfelder beitragen können. Vor dem Hintergrund 
der hier angestellten Überlegungen stellt sich die Frage, ob 
nicht viele Förderungsmaßnahmen zu einseitig auf 
bestimmte Felder der Hochtechnologie abgestellt sind. 
Auch die Entwicklung eines leistungsfähigen Dienstlei-
stungssektors, zum Beispiel auf dem Informationsgebiet, 
stellt eine wichtige Aufgabe dar, die schon von der Perso-
nalintensität der Produktion her nicht unerhebliche Start-
probleme mit sich bringt. Die Förderung von Existenzgrün-
dungen auf diesem Gebiet ist mindestens so wichtig wie die 
im Bereich der Hochtechnologie. 
Der Informationssektor ist zugleich die Stelle, an der der 
Staat auch heute unmittelbar tätig wird und durch sein 
Verhalten die Entwicklung beeinflußt. So ist die Entwick-
lung eines leistungsfähigen Informationssektors davon 
abhängig, inwieweit und zu welchen Bedingungen eine 
Kommunikationsinfrastruktur bereitgestellt wird. Post- und 
Fernmeldemonopol bereiten hier nach wie vor Probleme8). 
Dabei ist die Zulassungspolitik in technischer Hinsicht 
inzwischen liberaler geworden. Die wirtschaftlichen Bedin-
gungen stellen aber nach wie vor eine Behinderung der 
Entwicklung dar. Neue Angebote in diesem Bereich würden 
auch einen wichtigen Beitrag zur Entwicklung produktions-
orientierter Dienstleistungen darstellen. 

Zusammenfassend sprechen gute Gründe dafür, davon aus-
zugehen, daß sich die Entwicklung produktionsorientierter 
Dienstleistungen in den nächsten Jahren beschleunigen 
wird, selbst wenn die ökonomische Verbesserung der Kom-
munikationsinfrastruktur nicht in dem erforderlichen 
Umfang zustande kommt. Die hier vorgetragenen Überle-
gungen sind optimistischer als die der neuen Prognos-Studie 
über die Zukunft der Arbeitslandschaft. Die letzten Jahre 
haben gezeigt, daß die „gegebenen strukturellen Bedingun-
gen des Unternehmensumfelds“ (Prognos-AG 1985, Seite 
54) in stärkerem Maße veränderbar sind, als dort unterstellt 
wird9). Sicher ist es richtig, daß sich viele Förderungsmaß-
nahmen und die Finanzierungspraxis des Kreditgewerbes 
überwiegend an Hochtechnologien orientieren. Auf der 
anderen Seite hat die Entwicklung des Risikokapitalgedan-
kens in den letzten Jahren in der Bundesrepublik Deutsch-
land derartige Fortschritte gemacht, daß man nicht aus-
schließen sollte, daß in Zukunft auch für die Finanzierung 
neuer produktionsorientierter Dienstleistungen Risikokapi-
tal verfügbar ist. Und schließlich sollte man den Druck des 
Akademikerarbeitsmarktes nicht unterschätzen. 

Sehr viel schwieriger sind die Beschäftigungsperspektiven im 
„Humanbereich“ im weitesten Sinne zu bestimmen. Hierzu 
gehören die Felder Kultur, Bildung, Weiterbildung, 
Gesundheit, Pflege, soziale Dienste. Hier sind die Ange-
bots- und Beschäftigungsbedingungen weitgehend durch 
staatliche Aktivitäten geprägt. Traditionell werden große 
Teile der Angebote in diesen Feldern in der Bundesrepublik 
Deutschland vom Staat erbracht. Eine weitere Entwicklung 
wird hier in mehrfacher Hinsicht durch die Rahmenbedin-
gungen staatlichen Handelns behindert. 

Der einfache Weg einer Expansion der Beschäftigung im 
„Humanbereich“ durch Expansion des Staatssektors dürfte 
in der Bundesrepublik Deutschland nicht begehbar sein. 
Sicher ist es richtig, daß es kein Naturgesetz gibt, das die 
Größe des Staatssektors festschreibt. Sicher ist es auch rich-
tig, daß die Grenzen des Staatssektors schon zu Zeiten 
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diskutiert wurden, als dieser unter heutigen Kriterien sehr 
klein war. Genauso richtig ist es aber auch, daß eine weitere 
Ausweitung des Staates der Zustimmung der Bürger bedarf. 
Diese ist in absehbarer Zeit nicht in Sicht und auch wenig 
wahrscheinlich, solange die Tätigkeit im öffentlichen Sektor 
mit vielfältigen Privilegien verbunden ist. Die Aufgabe 
besteht also darin, einen Dienstleistungssektor im „Human-
bereich“ zu entwickeln, ohne den Staatsanteil zu vergrö-
ßern. 
Eine Möglichkeit, dieses Problem zu lösen, bestünde in der 
Entwicklung privater Dienstleistungen im „Humanbe-
reich“. Derartige Vorschläge werden heute leider – wenn 
auch unzutreffenderweise – in die Privatisierungsdebatte 
einbezogen. Während es bei der Privatisierung darum geht, 
staatliche Angebote in private zu überführen, also den 
Staatsanteil zu reduzieren, besteht die hier zur Diskussion 
gestellte Aufgabe darin, neue Dienstleistungen im „Human-
bereich“ zu entwickeln, ohne den Staatsanteil zu vergrö-
ßern. Dabei ist ein Abbau staatlicher Leistungen nicht vor-
gesehen. Allerdings stellt sich die Frage, inwieweit in diesem 
Zusammenhang nicht generell die Abgrenzung privater und 
staatlicher Tätigkeiten überdacht werden sollte. Schließlich 
gibt es Tätigkeiten, bei denen private Angebote in höherem 
Maße problematisch sind als bei anderen. Die Vermengung 
der Diskussion um die Erschließung neuer privater Dienst-
leistungsfelder mit der Privatisierungsdiskussion hat dazu 
geführt, daß die Bereitschaft, zusätzliche private Dienstlei-
stungsangebote im „Humanbereich“ zu akzeptieren, nicht 
sehr hoch ist. 
Mögliche Expansionen des Dienstleistungssektors hängen 
auch davon ab, in welchem Umfang qualifizierte Arbeits-
kräfte zur Verfügung stehen. Die Bildungsexpansion der 
siebziger Jahre hat dazu geführt, daß dies in hohem Maße 
der Fall ist. Insofern haben sich auch die Knappheitsrelatio-
nen wesentlich verändert. In vielen Feldern sind Hochschul-
absolventen nicht mehr so knapp, wie dies vor Beginn der 
Bildungsexpansion, die in der Bundesrepublik Deutschland 
überdies verspätet einsetzte, der Fall war. Damit stellt sich 
auch die Frage, inwieweit Konsequenzen auf der Einkom-
mensseite gezogen werden sollten. So ist es gerade in der 
Phase der Bildungsexpansion zunächst einmal zu Einkom-
menserhöhungen verschiedener Art gekommen, die im 
wesentlichen auf die damals vorherrschende Knappheitssi-
tuation zurückzuführen waren. Wollte der öffentliche 
Dienst konkurrenzfähig mit der Privatwirtschaft bleiben, 
waren bestimmte Einkommensanhebungen unvermeidbar. 
Diese Begründung für hohe Akademikereinkommen im 
öffentlichen Bereich ist heute entfallen. Dazu kommt, daß 
die „Akademisierung“ auch mittlere Funktionen erfaßt hat. 
Dies ist auch notwendig, da inzwischen etwa jeder fünfte 
Berufsanfänger einen Hochschulabschluß mitbringt. Auch 
die neu zu erschließenden Aufgaben für Hochschulabsol-
venten dürften eher hier einzuordnen sein. Selbst wenn man 
sich nicht einfach an den Einkommensrelationen orientieren 
will, die sich aus den Knappheitsverhältnissen ergeben, gibt 
es gute Gründe, die Einkommensstruktur bei den Hoch-
schulabsolventen zu verändern. Dabei geht es nicht darum, 
Eingangsstufen vorübergehend abzusenken, was bei lebens-
lang Beschäftigten ohnehin kaum finanzielle Entlastung ver-
schafft, sondern mittlere Positionen zu schaffen, deren Ein- 

10) Vgl. hierzu schon als frühen Hinweis Grottian, P., Hochschulabsolventen, 
qualifizierter Schrott? Ein Problemlösungsmodell zur Beseitigung 
zukünftiger Akademiker-Arbeitslosigkeit. Element in einer veränderten 
studentischen Strategie? in: Zinn, K. G. (Hrsg.), Strategien gegen die 
Arbeitslosigkeit, Frankfurt 1977, S. 108 ff. 

kommen auf Dauer unter den heutigen Akademikereinkom-
men liegen. Selbstverständlich muß es auch dann Aufstiegs-
möglichkeiten geben, diese sollten sich jedoch an der Lei-
stung im Beruf und nicht an Ausbildungsabschlüssen orien-
tieren. 
An dieser Stelle liegt die dritte Schwierigkeit für die Expan-
sion des Dienstleistungssektors in „Humanbereichen“10). Im 
öffentlichen Sektor ist es bestenfalls zu vorübergehenden 
Absenkungen der Eingangsstufe für Berufsanfänger gekom-
men. Darüber hinaus sind die Einkommensstrukturen im 
wesentlichen unverändert geblieben, eine Situation, die sich 
nur als Festhalten an inzwischen überholten Einkommens-
privilegien interpretieren läßt. Dabei muß man nicht darüber 
streiten, ob die Situation vor der Phase der Bildungsexpan-
sion mit dem Wort „Einkommensprivilegien“ zutreffend 
gekennzeichnet ist. Die heutigen Einkommensstrukturen 
sind angesichts der veränderten Verhältnisse so zu be-
zeichnen. 
Durch das Festhalten an überholten Einkommensprivilegien 
im öffentlichen Bereich wurde nun nicht nur das Beschäfti-
gungsproblem im öffentlichen „Humanbereich“ verstärkt, 
es entstand auch ein erhebliches Problem der Verteilungsge-
rechtigkeit. Dem Facharbeiter in der Industrie, der im Laufe 
der Expansion des Staatsanteils in zunehmendem Maße für 
die Finanzierung des Staates in Anspruch genommen wurde, 
war schwer zu verdeutlichen, daß er mit seinen Steuern 
Einkommen finanzieren sollte, die sehr deutlich über seinem 
lagen. Schließlich hatte auch er eine qualifizierte Ausbildung 
durchlaufen. Die Sicherheit seines Arbeitsplatzes war ohne-
hin geringer als die im öffentlichen Bereich. Es war leicht 
vorzustellen, daß man die privilegierten Akademikergehäl-
ter, die früher 7 Prozent eines Altersjahrgangs zukamen, in 
Zukunft nicht an 20 Prozent geben konnte, ohne die 
Ungleichheit in der Gesellschaft erheblich zu vergrößern. 
Wenn man über die Akademikereinkommen im öffentlichen 
Bereich diskutiert, muß man freilich vor zwei Mißverständ-
nissen warnen. Einmal wird hier nicht über alle Einkommen 
im öffentlichen Dienst gesprochen. Es gibt auch im öffentli-
chen Dienst Einkommensgruppen, bei denen Reduzierun-
gen weder sinnvoll noch möglich sind. In unserem Zusam-
menhang wird nur über die Beseitigung überholter Einkom-
mensprivilegien für die Akademiker gesprochen. Zum ande-
ren ist darauf zu verweisen, daß dies keine Spielart der These 
ist, daß das Lohnniveau allgemein zu hoch ist. Das gesamt-
wirtschaftliche Lohnniveau hat gleichermaßen Kosten- wie 
Nachfrageaspekte, so daß man von einer Senkung des Lohn-
niveaus ohne Kompensation auf der Nachfrageseite kaum 
positive Beschäftigungseffekte erwarten kann. Aber dieses 
Thema steht hier nicht zur Diskussion. Es geht darum, 
einige Einkommen zu senken, die nicht mehr den heutigen 
ökonomischen Gegebenheiten entsprechen. Von der übli-
chen Lohnstrukturdiskussion unterscheidet sich diese Dis-
kussion dadurch, daß hier über die Frage der Angemessen-
heit sehr hoher Einkommen diskutiert wird, während die 
traditionelle Lohnstrukturdiskussion darüber nachdenkt, ob 
nicht gerade die niedrigen Einkommen noch zu hoch sind. 
Die drei aufgeworfenen Fragen 

- Größe des Staatsanteils, 
- Abgrenzung privater und öffentlicher Dienstleistungen, 

- Einkommenssituation der im öffentlichen Bereich tätigen 
Akademiker, 

sind miteinander verbunden. Solange die Einkommensfra-
gen nicht geklärt sind, ist eine Vergrößerung des Staatsan- 
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teils kaum zu erwarten. Werden die Akademikereinkommen 
den Einkommen anderer qualifiziert Ausgebildeter angegli-
chen, ist eine Expansion der Dienstleistungen im „Human-
bereich“ auch mit geringerer Vergrößerung des Staatsanteils 
möglich. Eine zusätzliche Entwicklung privater Dienstlei-
stungen im „Humanbereich“ schafft auf beiden anderen 
Gebieten Entlastung. 
Die in der Bundesrepublik Deutschland existierende Pattsi-
tuation, die dadurch gekennzeichnet ist, daß es auf jedem 
der drei Problemfelder kaum Bewegung gibt, führt viele 
Beobachter zu einer sehr skeptischen Einschätzung der 
Möglichkeiten zusätzlicher Dienstleistungen im „Humanbe-
reich“. Die Prognos-Studie ist hierdurch geprägt, auch 
Scharpf gehört zu den Verfechtern dieser These11). Es ist 
eine Frage an den politischen Prozeß, ob wirklich damit zu 
rechnen ist, daß sich eine junge Generation mit einer Situa-
tion abfindet, in der ihr die Lebenschancen verweigert wer-
den, nur weil die Verfechter alter Privilegien nicht bereit 
sind, ihren Beitrag zur Weiterentwicklung der Gesellschaft 
zu leisten. 
Es sprechen einige Überlegungen dafür, daß Änderungen –
wenn auch vielleicht bescheidener Art – möglich sind, 
Änderungen, die in jedem Falle politisch angestrebt werden 
sollten. Im folgenden sollen einige der Argumente vorgetra-
gen werden, die dafür sprechen, daß doch eine kräftigere 
Expansion vorstellbar ist. 
Versucht man, die Chancen einer Öffnung der Politik bei 
den drei genannten Problemen abzuschätzen, dürften die 
größten Schwierigkeiten bei einer Vergrößerung des Staats-
anteils bestehen. Dieser ist schon heute in der Bundesrepu-
blik Deutschland relativ groß, wobei häufig übersehen wird, 
daß es nicht die Ausgaben für die Staatsfunktionen im 
klassischen Sinne sind, die zu einer so großen Staatsquote 
geführt haben, sondern die Leistungen, die im Sozialbereich 
erfolgen12). Vergleicht man zum Beispiel die Ausgaben für 
klassische Staatsfunktionen in den USA und in der Bundes-
republik Deutschland, ergibt sich kein wesentlicher Unter-
schied13). Es sind die unterschiedlichen Sozialleistungen, die 
ins Gewicht fallen. Theoretisch bestünde also durchaus eine 
Perspektive darin, das Transfervolumen zugunsten eines 
staatlichen Dienstleistungsangebots zu vermindern. Soziale 
Dienstleistungen würden dann weniger über den Markt und 
mehr über den Staat angeboten. Man wird sich aber darüber 
streiten können, ob dies wirklich eine Verbesserung der 
Situation darstellt. Mit den monetären Transfers des heuti-
gen sozialen Sicherungssystems ist eine gewisse Entschei-
dungsfreiheit für das Individuum verbunden, die mit einer 
Umdisposition zugunsten zusätzlicher staatlicher Dienstlei-
stungen verlorengingen. Eine derartige Lösung würde über 
die Kritik an den Schwächen großer Bürokratien hinwegge-
hen, obwohl diese Kritik gerade im Bereich des Angebots 

11) Scharpf, F. W., Strukturen der postindustriellen Gesellschaft, oder: Ver-
schwindet die Massenarbeitslosigkeit in der Dienstleistungs- und Informa-
tions-ökonomie? in: Wirtschaft und Gesellschaft, 11. Jg., 1985, Heft 1. 

12) Krupp, H.-J., Möglichkeiten und Grenzen der Staatstätigkeit, in: Bom- 
hack, G., B. Gahlen, A. E. Ott, (Hrsg.), Möglichkeiten und Grenzen der 
Staatstätigkeit, Tübingen 1982. 

13) Seidel, B., Die öffentlichen Haushalte im internationalen Vergleich, in: 
Wochenbericht des DIW, Nr. 3 und 6/82, S. 41 ff. 

14) Einen kurzen Überblick über Größe und Bedeutung des alternativen 
Sektors gibt: Kück, M., Neue Finanzierungsstrategien für selbstverwaltete 
Betriebe, Frankfurt/New York 1985, S. 19 ff. 

Vgl. auch die Beiträge von Kruppa, A., Neue Arbeits- und Wirtschaftsformen, in: 
Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung (Hrsg.), DIW-Sym-rsion  –  
Strategien   für  mehr  Arbeitsplätze  in  Berlin,   Berlin 1984, 139 ff; Bolle, M., 
Neue staatliche Initiativen, in: Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung 
(Hrsg.), a.a.O., S. 156 ff. 

sozialer Dienstleistungen durch große Organisationen ihren 
Ursprung hat. 
Dazu kommt, daß das soziale Sicherungssystem in der Bun-
desrepublik Deutschland aufgrund der demographischen 
Entwicklung in der Zukunft starken finanziellen Belastun-
gen ausgesetzt sein wird. Eine Anpassung sozialer Leistun-
gen – und hierunter ist im Klartext eine Reduzierung zu 
verstehen – wird ohnehin nicht vermieden werden können. 
Eine darüber hinausgehende Reduzierung des Leistungsan-
gebots mit dem Ziel, zusätzliche soziale Dienstleistungen 
aufzubauen, dürfte daher kaum akzeptiert werden. 

Im übrigen werden auch die Verteilungseffekte eines Aus-
baus staatlicher Dienste diesem entgegenstehen, solange die 
Einkommensprobleme im öffentlichen Dienst nicht gelöst 
sind. Insgesamt wird man sich also darauf einstellen müssen, 
daß eine ins Gewicht fallende Vergrößerung des Staatsanteils 
zugunsten der Expansion des Dienstleistungssektors nicht 
zu erwarten ist. 

Wie steht es nun um die Chancen, ein nennenswertes priva-
tes Dienstleistungsangebot zu schaffen? Hier ist zunächst 
darauf zu verweisen, daß schon in der Vergangenheit neben 
rein staatlichen und rein privaten Angeboten solche in 
gemeinwirtschaftlichen Bereichen standen. Seit langem wird 
in der Bundesrepublik Deutschland ein beträchtlicher Teil 
der Dienstleistungen im „Humanbereich“ durch Wohl-
fahrtseinrichtungen erbracht, die sich nicht am Gewinnprin-
zip orientieren. Als Beispiel sei auf die kirchlichen Institu-
tionen verwiesen. Zur Zeit liegt das Problem darin, daß sich 
viele dieser Institutionen in ihrem Gebaren an den Gepflo-
genheiten des öffentlichen Dienstes orientieren. Es ist kei-
neswegs sicher, daß dieses für Neugründungen, aber auch 
für die bestehenden Institutionen, soweit sie neue Aufgaben 
übernehmen, gelten muß. 

Daneben sollte man ein Phänomen nicht übersehen, das 
auch bei der Diskussion produktionsorientierter Dienstlei-
stungen eine Rolle gespielt hat. Auf dem Arbeitsmarkt 
herrscht gerade im Bereich von Qualifikationen im 
„Humanbereich“ ein erheblicher Angebotsdruck. Im letzten 
Jahrzehnt haben viele Menschen berufliche Qualifikationen 
erworben, die in diesen Bereichen liegen. Die Einstellungs-
politik des Staates eröffnet ihnen keine beruflichen Chancen 
in ihrem Ausbildungsbereich. Der Weg in die Selbstän-
digkeit oder in selbstverwaltete Angebotsformen ist oft der 
einzige Ausweg. Ein wesentlicher Teil des sogenannten 
alternativen Sektors ist diesem Tatbestand zuzuordnen14). 
Sozialverwaltungen haben relativ schnell erkannt, daß hier 
ein Angebot erbracht wird, das nicht nur preisgünstiger als 
das der großen Organisationen ist, sondern das sich bei 
Vergrößerung des Personaleinsatzes in sehr viel höherem 
Maße den individuellen Bedürfnissen der zu betreuenden 
Menschen zuwendet. Daß die Arbeitsbedingungen bei der-
artigen Organisationsformen nicht den klassischen entspre-
chen, bedarf kaum besonderer Erwähnung. Das Schlagwort 
von der Selbstausbeutung beleuchtet die Situation in zutref-
fender Weise. Es wäre nun sicher falsch, das Entstehen 
derartiger Organisationsformen mit den gängigen Argumen-
ten gegen private Tätigkeiten im „Humanbereich“ abzutun. 
Eine Wiederbelebung genossenschaftlicher Gedanken, ver-
bunden mit der Idee selbstverwalteter wirtschaftlicher Betä-
tigung, stellt eine Alternative zwischen Staat und Privatwirt-
schaft dar, die gerade im „Humanbereich“ von großer 
Bedeutung sein kann. Man wird daher damit rechnen kön-
nen, daß der Arbeitsmarktdruck der qualifiziert Ausgebilde-
ten in diesen Bereichen den Ausbau derartiger Organisa- 
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tionsformen vorantreibt. Hier entsteht eine Alternative zwi-
schen Privat und Staat, die eine sozial verantwortbare 
Expansion des Dienstleistungsangebots im „Humanbereich“ 
zuläßt. 
Man muß sich allerdings auch davor hüten, jede gewinn-
orientierte, rein privatwirtschaftliche Tätigkeit im „Human-
bereich“ von vornherein für falsch zu halten. Im Ausbil-
dungssektor haben private Anbieter sehr viel flexibler auf 
Ausbildungsanforderungen reagiert, als dies staatliche 
Anbieter taten. Es gibt heute eine ganze Anzahl anderer 
Beispiele, wo ein privates Dienstleistungsangebot auch zu 
hohen Gebühren akzeptiert wird, weil es einfach von der 
Qualität her dem staatlichen überlegen ist. Beispiele hierfür 
sind private Schwimmbäder, die zu relativ hohen Eintritts-
gebühren ein abgerundetes Dienstleistungsangebot erbrin-
gen, das offensichtlich dem Angebot öffentlicher Schwimm-
bäder überlegen ist und das trotz der hohen Preise in erheb-
lichem Umfang in Anspruch genommen wird. Ähnliche 
Beispiele gibt es im Ausbildungsbereich zur Vorbereitung 
auf bestimmte neuartige Fachkenntnisse oder künstlerische 
Betätigung. Schließlich sollte nicht vergessen werden, daß 
der Staat im „Humanbereich“ in der Regel ohnehin regulie-
rend eingreift und insofern dafür Sorge tragen kann, daß ein 
privates Dienstleistungsangebot bestimmten Standards ent-
spricht. 
Vor dem Hintergrund all dieser Überlegungen erscheint es 
durchaus wahrscheinlich, daß sich ein gemeinwirtschaftli-
ches und privates Angebot auf den Märkten im „Humanbe-
reich“ entwickelt, das eine Ausweitung des Dienstleistungs-
sektors zur Folge hat. Dies hätte nichts mit der heute so viel 
diskutierten Privatisierung zu tun. Es geht nicht darum, 
staatliches Angebot zugunsten privaten Angebots abzu-
bauen. Es geht vielmehr darum, zusätzlich privates Angebot 
zuzulassen, weil die Expansionsmöglichkeiten beim Staat 
begrenzt sind. 
Am Rande sei darauf verwiesen, daß an dieser Stelle für die 
Gewerkschaften des öffentlichen Dienstes eine Möglichkeit 
besteht, den Druck, der von der öffentlichen Diskussion 
über die Höhe der Akademikergehälter im öffentlichen 
Bereich ausgeht, zu vermindern. Man wird sicher sehr viel 
leichter die Gehälter in diesem Bereich verteidigen können, 
wenn man eine Expansionsmöglichkeit für Dienstleistungen 
im „Humanbereich“ zuläßt. 
Damit sind wir bei der Einkommensfrage im öffentlichen 
Bereich angelangt. Möglichkeiten und Grenzen einer Poli-
tik, die auf den Abbau der Einkommensprivilegien von 
Akademikern im öffentlichen Dienst setzt, werden deutlich, 
wenn man sich eine quantitative Vorstellung der hier liegen-
den Probleme macht. Das Ausmaß des Gesamtproblems 
wird deutlich, wenn man sich in einer fiktiven Rechnung 
vorstellt, daß der Abstand des Gehalts zwischen Facharbei-
tern und Hochschulabsolventen vermindert werden könnte. 
Nach Tessaring15) erhielten 1982 Männer mit dem Ausbil-
dungsabschluß wissenschaftlicher Hochschulen das 
l,82fache des Durchschnittseinkommens, das Männer mit 
dem Ausbildungsabschluß Lehre, Berufsfachschule erzielten 
(3412DM zu 1872DM). Dieser Faktor vermindert sich 
geringfügig auf 1,77, wenn man Männer und Frauen 
gemeinsam betrachtet (2962DM zu 1667DM). Stellt man 

15) Tessaring, M., Qualifikation und Einkommen, MatAB 7/1984. 
16) Hegelheimer, A., Strukturwandel der Akademikerbeschäftigung, Bielefeld 

1984, Tab. 3, S. 8. 
17) Tessaring, M., Hochschulabsolventen auf dem Arbeitsmarkt, MatAB 9/ 

1984. 

sich nun auf den Standpunkt, daß der Abstand zwischen 
Facharbeitergehalt und Hochschulabsolventengehalt ver-
mindert werden sollte, kann man fragen, wieviel zusätzliche 
Beschäftigung alleine beim Staat möglich wäre, wenn es zu 
einer Einebnung der Einkommensdifferenzen käme. Wenn 
im folgenden mit den Durchschnittseinkommen der Hoch-
schulabsolventen auf der einen Seite und der Facharbeiter 
auf der anderen Seite argumentiert wird, heißt das nicht, daß 
damit alle Einkommensdifferenzen in diesen Bereichen ein-
geebnet werden sollten. Es geht vielmehr um die Frage, ob 
das durchschnittliche Niveau dieser beiden Bereiche angenä-
hert werden kann. Dies schließt eine Strukturanpassung 
aufgrund der sich ändernden Aufgaben von Hochschulab-
solventen nicht aus. 
Das Einsparpotential besteht aus der Zahl der bisher 
Bediensteten, multipliziert mit der Differenz zwischen 
neuem, abgesenktem und altem Einkommen. Die Zahl der 
zusätzlichen Beschäftigten ergibt sich aus dem Einsparpo-
tential, dividiert durch das neue Einkommen. Vermindert 
man das Vielfache, das Absolventen wissenschaftlicher 
Hochschulen im Vergleich zu Absolventen einer Berufsaus-
bildung auf das l,5fache, dies entspräche in Zahlen des 
Jahres 1982 im Durchschnitt von Männern und Frauen 
einem Facharbeitereinkommen von 1667 DM und einem 
Hochschulabsolventeneinkommen von 2500 DM, ergibt 
sich nach der obengenannten einfachen Beziehung, daß die 
Beschäftigung von Hochschulabsolventen um 18,5 Prozent 
aufgestockt werden könnte. Vermindert man das Vielfache 
auf das l,2fache, d. h. einem Facharbeitereinkommen von 
1667 DM stände einem Hochschulabsolventeneinkommen 
von 2000 DM gegenüber, kann die Beschäftigung von 
Hochschulabsolventen um 48 Prozent vergrößert werden. 
Diese Rechnung bezieht sich auf die Absolventen wissen-
schaftlicher Hochschulen. Sie könnte in analoger Weise für 
die Absolventen von Fachhochschulen durchgeführt 
werden. 
Hegelheimer16) schätzt die Zahl der erwerbstätigen Hoch-
schulabsolventen, die beim Staat tätig sind, für das Jahr 1980 
auf 770 100 Personen. In der Abgrenzung von Tessaring17) 
(für das Jahr 1982) ergibt sich eine deutlich höhere Zahl, die 
freilich darin begründet ist, daß Tessaring sich nicht im 
engen Sinne auf den öffentlichen Bereich beschränkt, son-
dern auch den „halböffentlichen“ Dienst, zum Beispiel Kir-
chen und andere Organisationen ohne Erwerbscharakter 
einbezieht, die sich am öffentlichen Dienst orientieren. Er 
kommt zu dem Ergebnis, daß 1982 l 078 900 Absolventen 
wissenschaftlicher Hochschulen und 276 400 Absolventen 
von Fachhochschulen sich in einer Tätigkeit befanden, die 
sich am öffentlichen Dienst orientiert. 

Geht man von den Hegelheimer Zahlen aus, bedeutet eine 
Reduzierung des Einkommensvielfachen auf das l,2fache 
die Möglichkeit von zusätzlicher Beschäftigung von 370 400 
Personen, eine Reduzierung auf das l,5fache von 142 300 
Personen. 
Legt man die Beschäftigungszahlen Tessarings zugrunde für 
alle, die im öffentlichen Dienst sind oder sich an diesem 
orientieren, sind die entsprechenden Beschäftigungsmög-
lichkeiten deutlich größer. Bei einer Reduzierung des Vielfa-
chen auf das l ,5fache ist eine zusätzliche Beschäftigung von 
250 730 Personen möglich. Bei einer Reduzierung auf das 
l,2fache ist eine Ausweitung der Beschäftigung um 651 800 
Personen denkbar. 
Zum Vergleich seien die Arbeitslosenzahlen genannt. 1982 
gab es 82 702 arbeitslose Hochschulabsolventen, 1984 waren 
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es 11461018), 1985 hat sich diese Zahl nach vorläufigen 
Informationen nur unwesentlich vergrößert. 
Geht man davon aus, daß die Situation im öffentlichen 
Dienst gerade im Akademikerbereich auch das Einkom-
mensniveau im privaten Sektor mit beeinflußt, immerhin 
arbeitet jeder zweite Hochschulabsolvent beim Staat, könn-
ten die gesamtwirtschaftlichen Beschäftigungseffekte noch 
größer sein, da eine Verminderung der Akademikergehälter 
im privaten Bereich auch zu höherer Beschäftigung beitra-
gen könnte. Allerdings könnte man hier kaum mit dem 
ganzen Effekt rechnen, da es schon heute im privaten 
Bereich eine erhebliche Akademikerbeschäftigung zu Ein-
kommen gibt, die unter denen des öffentlichen Sektors 
liegen. 
Die hier vorgelegte fiktive Rechnung macht zwar die Grö-
ßenordnung des Problems deutlich, eine Handlungsanwei-
sung für die Politik kann sie nicht darstellen. Nicht nur, aber 
auch im öffentlichen Bereich sind Besitzstände schwer zu 
beseitigen. Ins Gewicht fallende Einkommensreduzierungen 
sind weder durchzusetzen noch sozial vertretbar. Auch der 
Arbeitgeber Staat hat zu beachten, daß seine langjährigen 
Mitarbeiter ihre Lebensplanung auf Einkommenserwartun-
gen aufgebaut haben, die er nicht mit einem Federstrich 
korrigieren darf. 
Allerdings ist zu diskutieren, inwieweit hierdurch auch ein 
Anspruch auf jährliche Einkommenszuwächse abgedeckt ist 
und inwieweit ein Anspruch derjenigen, die neu in das 
Beschäftigungssystem des Staates eintreten, besteht, zu den 
bisherigen Gehältern beschäftigt zu werden. 
Das Dienstrecht im öffentlichen Bereich kennt zwei Arten 
der jährlichen Einkommenszunahmen. Auf der einen Seite 
gibt es Dienstalterszulagen, die zu einem beachtlichen und 
regelmäßigen Einkommensanstieg führen. Zum anderen gibt 
es jährliche Anhebungen des Einkommensniveaus, die sich 
auch für die Beamten in der Regel an den Abschlüssen für 
die Angestellten des öffentlichen Dienstes orientieren. 
Schließlich sollte nicht übersehen werden, daß es zumindest 
in der Vergangenheit eine dritte Form der Einkommensstei-
gerung gab, nämlich die mehr oder weniger regelmäßig 
anfallende Beförderung. In den letzten Jahren ist die Bedeu-
tung dieser „Strukturverbesserung“ zurückgegangen. Ob 
dies auf Dauer so bleiben wird, ist abzuwarten. 
Im Akademikerbereich sollte darüber diskutiert werden, ob 
beide Formen der regelmäßigen Zunahme der Einkommen 
in vollem Umfang aufrechterhalten werden können. So wäre 
durchaus vorstellbar, für eine gewisse Zeit die Anhebung des 
Einkommensniveaus im Akademikerbereich auf einen Infla-
tionsausgleich zu begrenzen und im übrigen auf die Dienst-
alterszulagen zu verweisen. Die niedrigen Wachstumsraten 
der letzten Jahre haben ohnehin nicht einmal dies sicherge-
stellt. Eine Fortsetzung, die dem langsamen Abbau von 
Einkommensprivilegien diente, könnte durchaus für einige 
Jahre vertretbar sein. Eine derartige Politik würde unter den 

18) Tessaring, M., Hochschulabsolventen . . ., a.a.O. 
19) Müller,   W.,  Klassenlage und  Lebenslauf, Mannheim  1978; Biossfeld, 

H.-P., Berufseintritt und Berufsverlauf. Eine Kohortenanalyse über die 
Bedeutung des ersten Berufs in der Erwerbsbiographie, in: MittAB 2/ 
1985, S. 177 ff. 

20) Vgl. zum Einkommensmodell des DIW: DIW, Methodische Aspekte und 
empirische Ergebnisse einer makroökonomisch orientierten Verteilungs-
rechnung, bearbeitet von Bedau, K.-D., B. Freitag, G. Göseke, V. Mein- 
hardt,   in:   Schriften  zum  Bericht  der Transfer-Enquete-Kommission, 
Band l,  Teilband   l   und 2,  Stuttgart/Berlin/Köln/Mainz  1982.  Sowie 
Bedau, K.-D., Das Einkommen sozialer Haushaltsgruppen in der Bundes-
republik Deutschland im Jahr 1983, in: Wochenbericht des DIW, Nr. 14/ 
85, S. 177 ff. 

Bedingungen des Jahres 1986 zum Beispiel sogar zu einer 
realen Erhöhung der Einkommen führen, so daß auch die 
Frage nicht ausgeschlossen werden sollte, den Einkommens-
anstieg insgesamt so zu begrenzen, daß eine Realeinkom-
menskonstanz erreicht wird. In Zeiten niedriger Inflations-
raten, wie sie zur Zeit gegeben sind, würde hierfür das 
Fortbestehen der Dienstalterszulagen ausreichen. Ein geson-
derter Inflationsausgleich wäre nicht nötig. 

Was die Berufsanfänger im öffentlichen Dienst anbetrifft, 
führt nichts an der bitteren Wahrheit vorbei, daß es schon 
immer Kohortenschicksale gegeben hat. Menschen, die in 
Zeiten schwieriger Arbeitsmarktsituation auf den Arbeits-
markt kamen, sind ihr Leben lang benachteiligt worden, 
Menschen, die das Glück hatten, in Zeiten großer Nachfrage 
nach Arbeitsplätzen ihre Berufstätigkeit zu beginnen, sind 
ihr Leben lang begünstigt worden19). Sich dieser bitteren 
Wahrheit zu verschließen, heißt nichts anderes, als einem 
Teil der Berufsanfänger jede Chance zu nehmen, im erlern-
ten Beruf zu arbeiten. Eine Lösung, die nicht minder unge-
recht ist, insbesondere auch denjenigen gegenüber, die dann 
durch Akademiker, die in den von ihnen erlernten Berufen 
nicht tätig werden können, verdrängt werden. Angesichts 
der knapper werdenden Arbeitsplätze im industriellen Sek-
tor macht es keinen Sinn, ausgerechnet diejenigen, die im 
Kern eine Ausbildung haben, die für den Dienstleistungs-
sektor verwendbar ist, wieder in den industriellen Sektor 
zurückzudrängen, wo sie dank ihrer allgemeineren Ausbil-
dung dann häufig auch noch die besseren Chancen haben. 

Stellt man Berufsanfänger mit einem niedrigen Einkommen 
ein, ist eine dauerhafte Entlastung des Arbeitsmarkts freilich 
nur dann zu erreichen, wenn es sich hierbei nicht um eine 
vorübergehende Erscheinung handelt. Angesichts der hohen 
Arbeitsplatzsicherheit im öffentlichen Dienst muß jeder 
Finanzminister damit rechnen, daß ein von ihm eingestellter 
Hochschulabsolvent lebenslang beschäftigt werden will. 
Selbst eine deutliche Absenkung des Einkommens in den 
ersten vier Jahren eröffnet dann noch keine Möglichkeit für 
eine Beschäftigungsausweitung. Soll die Absenkung der Ein-
gangsstufen beschäftigungswirksam werden, darf sie also 
nicht auf die Eingangsstufen beschränkt bleiben. 
Versucht man, die Effekte einer derartigen Politik quantita-
tiv abzuschätzen, ergeben sich erhebliche Schwierigkeiten. 
Leider gibt es für den öffentlichen Bereich keine vernünftige 
Einkommensstatistik. Man ist insofern auf sehr grobe Schät-
zungen angewiesen. Geht man einmal von der Zahl derjeni-
gen erwerbstätigen Hochschulabsolventen aus, die nach 
Tessaring überwiegend dem öffentlichen Dienst zuzuordnen 
sind, und unterstellt, daß sie das durchschnittliche Einkom-
men der Hochschulabsolventen erhalten, hat man eine Basis, 
um die Auswirkungen eines verminderten Einkommensan-
stiegs zu berechnen. Leider ist von Tessaring nicht das 
arithmetische Mittel, sondern der Mediän als Indikator des 
Durchschnittseinkommens veröffentlicht worden. Dieser 
liegt aber erfahrungsgemäß um etwa 10 Prozent unter dem 
arithmetischen Mittel. Bei der Berechnung des Einkom-
mensaggregats in Tabelle 8 wurde eine entsprechende Kor-
rektur vorgenommen. Außerdem wurden dreizehn Monats-
gehälter unterstellt. Tabelle 8 zeigt, daß man dann die 
Einkommen, die Hochschulabsolventen erhalten, die dem 
öffentlichen Dienst zuzuordnen sind, für 1982 auf etwa 57 
Milliarden DM schätzen kann. Eine grobe Überprüfung mit 
dem Einkommensmodell des DIW führt zu einem etwas 
höheren Ergebnis. Freilich ist auch diese Überprüfung nur 
sehr grob, da das Modell auf Haushalte und nicht auf 
Einkommensbezieher abstellt20). Gelänge es, den Einkom- 
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mensanstieg in dieser Gruppe so zu begrenzen, daß ein 
Einsparungspotential von 3 Prozent dieser Summe zur Ver-
fügung stünde, könnte immerhin im Umfang von 1,7 Mil-
liarden DM eine zusätzliche Einstellung erfolgen. Geht man 
bei diesen zusätzlich Einzustellenden von einem Vielfachen 
von 1,5, d. h. einem Einkommen von 2500 DM aus, wären 
dies 52 660 neue Arbeitsplätze, eine Zahl, die für das Jahr 
1982 etwa der der Arbeitslosen mit wissenschaftlichem 
Hochschulabschluß entspricht. Inzwischen ist die Arbeits-
losenzahl weiter gestiegen. 1984 waren 114 610 Hochschul-
absolventen arbeitslos. 45 Prozent dieser Hochschulabsol-
venten hätte man bei einer derartigen Maßnahme sofort 
einstellen können. 
Alle Überlegungen diesen Typs sind im übrigen partialana-
lytischer Art. Die vielfältigen Rückwirkungen im gesamt-
wirtschaftlichen Zusammenhang sind hierbei nicht berück-
sichtigt. Diese vergrößern den Effekt. Das DIW hat in 
seinen Überlegungen zur mittelfristigen Entwicklung der 
deutschen Volkswirtschaft einmal versucht, den Beschäfti-
gungseffekt zu bestimmen, der sich daraus ergäbe, daß die 
Einkommen im öffentlichen Dienst insgesamt um l Prozent 
hinter dem Einkommenswachstum des privaten Bereichs 
zurückbleiben21). Schon nach vier Jahren einer derartigen 
Politik ergab sich insgesamt ein Beschäftigungseffekt von 
500 000 Personen, eine Größenordnung, die ins Gewicht 
fällt. 
Alle hier angestellten Überlegungen zur Einkommenssitua-
tion im öffentlichen Dienst machen beschäftigungspolitisch 
nur Sinn, wenn sichergestellt ist, daß die hier zur Diskussion 
gestellten Maßnahmen nicht zur Sanierung öffentlicher 
Haushalte mißbraucht, sondern beschäftigungswirksam ein-
gesetzt werden. Auch die Akzeptanz derartiger Maßnah-
men, sowohl in der Öffentlichkeit wie bei den Betroffenen, 
wird davon abhängen, daß die öffentliche Hand glaubhaft 
macht, daß sie die so möglichen Einsparungen in zusätzliche 
Beschäftigung umsetzt. Schon heute zeichnet sich ab, daß 
sich die Gewerkschaften unter gar keinen Umständen auf 
derartige Strategien einlassen werden, wenn diese nur der 
Senkung staatlicher Personalkosten dienen. Tarifverhand-
Jungen müssen sich daher in Zukunft einerseits auf die 
Verteidigung des Personalkostenanteils in den öffentlichen 
Haushalten erstrecken, andererseits auf die Verteilung des 

21) Blazejczak, ]., W. Kimer, H.-J. Krupp, Längerfristige Perspektiven der 
wirtschaftlichen Entwicklung in der Bundesrepublik Deutschland, in: 
Wochenbericht des DIW, Nr. 30/84, S. 355 ff. 

22) Tessaring, M., G. Weißhuhn, Der Bestand an Hochschulabsolventen bis 
zum Jahr 2000, in: MittAB 1/1985, S. 84 ff. 

 

sich so ergebenden Personalkostenanstiegs auf die Einkom-
men der schon im öffentlichen Dienst Beschäftigten und auf 
zusätzliche Beschäftigung. 
So beachtlich die hier zur Diskussion stehenden Größenord-
nungen sind, so sehr darf man nicht verkennen, daß das 
insgesamt zur Diskussion stehende Problem nicht allein 
durch Einkommenspolitik im öffentlichen Dienst gelöst 
werden kann. Schließlich müssen wir uns auf eine Situation 
vorbereiten, in der jeder fünfte Berufsanfänger eine Hoch-
schulausbildung mitbringt. Eine Öffnung zum privaten 
Dienstleistungssektor hin wird nötig sein, wenn man die 
Beschäftigungschancen des Dienstleistungssektors voll ent-
wickeln will22). 
Daß die Überwindung der bestehenden Schwierigkeiten für 
einen Ausbau der Dienstleistungen nicht einfach ist, haben 
die bisherigen Überlegungen deutlich gemacht. Eine 
Begründung dafür, daß diese unüberwindbar sind, läßt sich 
aber bei nüchterner Analyse nicht geben. Eine Verbesserung 
der Situation ist freilich nur dann möglich, wenn die hier zur 
Diskussion stehenden Zusammenhänge und ihre Größen-
ordnung erkannt werden. Eine intensive Diskussion der hier 
liegenden Probleme ist daher dringlich. Wir können es uns 
nicht leisten, das hiermit angeschnittene Thema zu tabuisie-
ren, wie dies immer wieder versucht wird. Der Arbeitskräf-
tebedarf der Zukunft wird davon abhängen, wie die hier 
diskutierten Probleme gelöst werden. 
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